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Frauenförderplan  
 
Frauenförderungsgebot in Gemeinden und Gemeindeverbänden § 23 Salzburger 
Gleichbehandlungsgesetz - S.GBG 
 
Die Dienstgeber:in ist verpflichtet auf die Beseitigung einer bestehenden Unterrepräsentation von Frauen 
sowie von bestehenden Benachteiligungen von Frauen im Zusammenhang mit dem Dienstverhältnis 
hinzuwirken.  
 
Insbesondere Gemeinden mit mehr als 5.000 Einwohnenden sollen Frauenförderpläne erlassen. Werden 
angeordnete Maßnahmen von Bediensteten nicht durchgeführt, gilt dies als Dienstpflichtverletzung. 
 

1. Geltungsbereich 
 
Der Frauenförderplan der Stadtgemeinde Oberndorf findet Anwendung auf alle Personen, die in einem 
Dienst- oder Ausbildungsverhältnis zur Stadtgemeinde Oberndorf stehen oder sich um ein solches 
Verhältnis bewerben. 
 

2. Frauenanteil 
 
Alle Maßnahmen mit direkter oder indirekter Auswirkung auf die Frauenquote sind am Ziel auszurichten,  
 

a. einen Frauenanteil von 50 Prozent der Bediensteten zu erreichen. 
b. 50 Prozent Frauenanteil in Führungspositionen (Definition Führungspositionen laut Stellenplan) zu 

erreichen.  
c. einen erreichten Frauenanteil von 50 Prozent dauerhaft abzusichern.  

 
3. Zuständigkeit Frauenförderungsgebot 

 
Die nachstehend genannten Personen sind in Vertretung der Dienstgeber:in Stadtgemeinde Oberndorf zur 
Umsetzung des Frauenförderungsgebotes verpflichtet: 
 

d. Der Bürgermeister/Die Bürgermeisterin 
e. Die Führungskräfte  

 
4. Ziele 

 
Ziel 1: Erhöhung des Frauenanteils in jenen Verwendungen, in denen Frauen unterrepräsentiert 
sind 
 
Der Frauenanteil an der Gesamtzahl der Beschäftigten der Stadtgemeinde Oberndorf soll 50 Prozent 
betragen. Ist dieser Anteil nicht erreicht, sind gezielte Maßnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils in jenen 
Bereichen zu setzen, in denen Frauen weniger als 50 Prozent der Beschäftigten ausmachen. Jede Steigerung 
des Frauenanteils gilt dabei als Zwischenschritt auf dem Weg zur Zielerreichung. 
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Ziel 2: Erhöhung des Frauenanteils in Führungspositionen 
 
Der Anteil weiblicher Beschäftigter in Führungspositionen innerhalb einer Einrichtung soll mindestens 50 % 
betragen. Ein Frauenanteil unterhalb dieser Schwelle gilt als Unterrepräsentation. Jede Steigerung wird als 
Fortschritt zur Zielerreichung gewertet. 
 
Wird eine Führungsfunktion von einem Mann ausgeübt, ist anzustreben, dass die Stellvertretung durch eine 
Frau übernommen wird. 
 
Ziel 3: Gleichwertiger Zugang von Frauen zu Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 
 
Führungskräfte sind dafür verantwortlich, allen interessierten Mitarbeitenden einen gleichberechtigten 
Zugang zu Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen zu ermöglichen. 
 
Ziel 4: Prävention von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
 
Direkte und indirekte Diskriminierung sowie bewusste oder unbewusste traditionelle Denkmuster und 
Rollenbilder führen im Alltag häufig zu einer Ungleichbehandlung der Geschlechter. Dem ist 
entgegenzuwirken.  
 

5. Berichtsvorlagen und Berichtspflichten 
 
Alle zwei Jahre sind die Führungskräfte verpflichtet, auf Basis der vom Personalbüro bereitgestellten 
aktuellen Personalstatistik einen Bericht zu den vier Zielen des Frauenförderplans zu erstellen. Dieser 
Bericht ist an die/den Frauenförderplanbeauftragte/n zu übermitteln und umfasst folgende Inhalte: 
 

 Ziel 1 und 2: Darstellung des Erfüllungsgrads hinsichtlich der Erhöhung bzw. Erreichung des 
angestrebten Frauenanteils. 

 Ziel 3: Nachweis der Einhaltung der angestrebten Frauenquote bei der Teilnahme an Aus- und 
Weiterbildungsveranstaltungen. 

 Ziel 4: Auflistung und Beschreibung der umgesetzten begleitenden Maßnahmen zur Förderung der 
Gleichstellung. 

 
Sollten die vorgegebenen Ziele nicht erreicht worden sein, sind die Abweichungen nachvollziehbar zu 
begründen. 
 

6. Begleitende Maßnahmen 
 
Sprachliche Gleichbehandlung in Anrede, Schriftstücken und Druckwerken 
 
In sämtlichen internen und externen Schriftstücken der Stadtgemeinde Oberndorf sind 
Personenbezeichnungen in geschlechtsneutraler Form zu verwenden. Zur Unterstützung einer klaren und 
verständlichen Kommunikation sind Personenbezeichnungen wie folgt zu verwenden:  
 

 Beide Geschlechter, zb. Kolleginnen und Kollegen 
 Gegendert mit Doppelpunkt, zb. Kolleg:innen 
 Geschlechtsneutral, zb. Mitarbeitende 
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Personalauswahlverfahren 
 
In allen internen und externen Ausschreibungen der Stadtgemeinde Oberndorf sind Personen- und 
Funktionsbezeichnungen entweder in weiblicher und männlicher Form oder in geschlechterneutraler 
Sprache zu formulieren. 
 
Zur gezielten Ansprache von Frauen ist folgender Hinweis verpflichtend aufzunehmen: 
„Die Stadtgemeinde Oberndorf empfiehlt aufgrund ihres Frauenförderplans besonders Frauen, sich zu 
bewerben. Bei gleicher Eignung werden Bewerberinnen bevorzugt aufgenommen.“ 
 
Sofern eine Teilzeitbeschäftigung möglich ist, ist dies ausdrücklich in der Ausschreibung zu vermerken. 
 
Eine Ausfertigung jeder Ausschreibung ist der/dem Frauenförderplanbeauftragten zu übermitteln. 
Zusätzlich ist mitzuteilen, wie viele Bewerbungen von Frauen und wie viele von Männern eingegangen sind. 
Die/Der Frauenförderplanbeauftragte oder eine von ihr/ihm benannte Vertretung kann an allen 
Personalauswahlgesprächen (in Anschluss an Bewerbungsgespräche) teilnehmen.  
 
Im Rahmen von Personalentscheidungen dürfen insbesondere folgende Merkmale nicht diskriminierend 
berücksichtigt werden: 
 

 Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit, Teilzeitbeschäftigung oder Reduktion der regelmäßigen 
Wochenarbeitszeit - unabhängig davon, ob diese aktuell bestehen oder in der Vergangenheit lagen. 

 Lebensalter, Ehe- oder Familienstand. 
 Einkommen der Ehepartnerin/des Ehepartners, eingetragenen Partnerin/Partners oder einer in 

Lebensgemeinschaft lebenden Person. 
 Zeitliche Beanspruchung durch die Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen. 

 
Führungskräfte 
 
Führungskräfte sollten sich der Auswirkungen geschlechtsspezifischer Rollenbilder auf das Berufsleben 
bewusst sein und diese in ihrer Führungsarbeit reflektieren. Insbesondere ist zu berücksichtigen, dass 
Mitarbeitende mit familiären Betreuungs- oder Pflegeverpflichtungen möglicherweise nicht in der Lage 
sind, Vollzeit zu arbeiten, Überstunden zu leisten, außerhalb der regulären Arbeitszeiten tätig zu sein oder 
an mehrtägigen Dienstreisen und Fortbildungen teilzunehmen. 
 
Bevorzugung von Frauen beim beruflichen Aufstieg 
 
Solange Frauen in Führungspositionen unterrepräsentiert sind, sind sie bei gleicher Qualifikation und 
Eignung gegenüber männlichen Bewerbern vorrangig zu berücksichtigen. 
 
Gleichbehandlung und Frauenförderung als Teil der Personalentwicklung 
 

 Maßnahmen zur Frauenförderung sind systematisch in die Personalplanung und 
Personalentwicklung zu integrieren. 

 Bestehende Unterschiede in den Arbeitsbedingungen von Frauen und Männern sind durch gezielte 
personelle und organisatorische Maßnahmen auszugleichen. 

 In strukturierten Mitarbeitendengesprächen sind die Themen Chancengleichheit, Gleichbehandlung 
und Frauenförderung als eigenständige Gesprächspunkte zu behandeln. 
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 Beschäftigte, die in Karenz gehen, sollen von ihrer Führungskraft die Möglichkeit erhalten, ein 
spezielles Gespräch zu führen. Dabei sollen gegenseitige Erwartungen hinsichtlich der Dauer der 
Karenz, der Kontaktpflege während der Abwesenheit sowie der Wiedereinstiegsperspektive 
besprochen werden. 

 Allen karenzierten Mitarbeitenden ist das Recht einzuräumen, sich über wesentliche Entwicklungen 
in der Dienststelle zu informieren - etwa über organisatorische Veränderungen, gesetzliche 
Neuerungen, interne Stellenausschreibungen oder Schulungsangebote nach Rückkehr.  

 Die Verantwortung für die Umsetzung dieses Informationsrechts liegt bei den jeweiligen 
Führungskräften.  

 
Teilzeitarbeit 
 

 Die Ausübung einer Tätigkeit in herabgesetzter Wochendienstzeit (Teilzeit) darf keine beruflichen 
Nachteile mit sich bringen - insbesondere nicht im Hinblick auf Aus- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten oder den beruflichen Aufstieg. 

 Leitungsfunktionen sollen auch bei Teilzeitbeschäftigung weiterhin wahrgenommen werden 
können, wenn dies aufgrund des Aufgabenbereiches möglich ist.  

 Mitarbeitenden ist die Rückkehr von Teilzeit- in Vollzeitbeschäftigung zu ermöglichen. 
 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie  
 

 Die Stadtgemeinde Oberndorf bekennt sich zur aktiven Unterstützung der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie. Im Rahmen der organisatorischen und budgetären Möglichkeiten werden 
Bedingungen geschaffen, die eine bessere Balance zwischen Berufs- und Privatleben sowie 
zwischen bezahlter und unbezahlter Arbeit ermöglichen. Dazu zählen unter anderem flexible 
Arbeitszeitmodelle sowie innovative Maßnahmen, die die Vereinbarkeit erleichtern. 

 Ebenso setzt sich die Stadtgemeinde Oberndorf für die Förderung von Väterkarenz ein und 
informiert über entsprechende Möglichkeiten. Karenzzeiten zur Kinderbetreuung werden auch für 
Väter ausdrücklich unterstützt. 

 Bei der Festlegung der Arbeitszeiten ist insbesondere bei Teilzeitbeschäftigten auf bestehende 
Betreuungsverpflichtungen Rücksicht zu nehmen. 

 Nach einer familienbedingten Karenz soll, soweit möglich, die Rückkehr auf den bisherigen oder 
einen gleichwertigen Arbeitsplatz gewährleistet werden. 

 
7. Information und Beratung 

 
Inhalt und Organisation 
Frauenförderplanbeauftragte 
Sandra Eder 
Tel.: +43 6272 4225 24 
E-Mail: frauenfoerderplan@oberndorf.salzburg.at  
 
Beratung und Hilfestellung im Bereich Frauenförderung 
Personalvertretung 
Vorsitzende Alexandra Frei 
Tel.: +43 664 750 082 26 
E-Mail: personalvertretung@oberndorf.salzburg.at
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